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AUSSENWIRTSCHAFTSPOLITIK

E. Ulrich Cichy*

Außenwirtschaftsförderung: 
Kleine Unternehmen auf großen Märkten

Die zunehmende weltwirtschaftliche Verflechtung stellt immer größere Anforderungen an 
die Unternehmen. Mit welchen Problemen müssen sich dabei kleinere und mittlere 

Unternehmen auseinandersetzen? Sollte diese Gruppe bei ihren Bemühungen um Zugang 
zu den internationalen Absatzmärkten staatliche Unterstützung erhalten?

Der internationale Anpassungsdruck auf die deut­
sche Wirtschaft -  mit entsprechenden Problemen 

für Unternehmen und Beschäftigung -  nimmt weiter­
hin zu. Wie dies zu bewältigen ist, wurde in den letz­
ten Jahren unter dem Stichwort „Standortdebatte“ 
diskutiert.

Ein in der Standortdebatte bislang unzureichend 
gewürdigtes Problem ist die m ittelständische Struktur 
der deutschen W irtschaft. Kleine und m ittlere 
Unternehmen (KMU) stellen zwar rund zwei Drittel der 
Arbeitsplätze und produzieren etwa die Hälfte des 
Bruttoinlandsprodukts, beteiligen sich jedoch nur un­
zureichend daran, daß deutsche Erzeugnisse auf den 
Weltmärkten Verbreitung finden. So betrug 1990 (für 
dieses Jahr liegen die aktuellsten Daten vor) die 
Exportquote des Verarbeitenden Gewerbes insge­
samt 29,2%, die der Großbetriebe 37,4%, die der m it­
telständischen Unternehmen dieses Sektors jedoch 
nur 18,4% (alte Bundesländer)1.

Das große Gewicht der kleinen und mittleren 
Unternehmen -  von Politik, Kammern und Verbänden 
in den letzten Jahren verstärkt problematisiert -  stellt 
insofern einen besonderen Aspekt der Standortpro­
blematik dar, als der exportierende Sektor anderer 
w ichtiger Handelsnationen noch stärker von durch­
setzungsfähigen Großunternehmen geprägt is t2. Um 
als „global player“ aufzutreten, d.h. den kostende­
gressiven Massenexport zu nutzen, und am „global 
sourcing“ auf den internationalen Rohstoff- und Fak-

Dr. E. Ulrich Cichy, 40, is t Referent im  
Ministerium fü r W irtschaft und M ittelstand, 
Technologie und Verkehr des Landes Nordrhein- 
Westfalen. Er vertritt in diesem Beitrag seine per­
sönliche Meinung.

tormärkten teilhaben zu können sowie von der Kre­
ditw irtschaft als potenter Partner akzeptiert zu wer­
den3, ist (je nach Branche unterschiedlich) eine gewis­
se Mindestgröße erforderlich, die deutsche mittel­
ständische Unternehmen häufig nicht erreichen4.

Exporthemmnisse

Die Exporthemmnisse von kleinen und mittleren 
Unternehmen sind evident und scheinen allgemein 
bekannt zu sein. Zu nennen sind insbesondere Be­
schränkungen bei den Organisations- und Manage­
mentkapazitäten sowie Finanzierungsprobleme bei 
herausragenden oder besonders riskanten Vorhaben. 
Auslandsaktivitäten sind zudem häufig ausschließlich 
„Chefsache“ , Aufgabe einer Unternehmensleitung, 
die mangels eines entsprechenden organisatorischen 
Unterbaus in der Routine verbleibt und bei den be­
sonders aufwendigen Aktivitäten beim Aufbau auslän­
discher Geschäftskontakte zeitlich überfordert ist. 
Oftmals ist der Kern der Hemmnisse auch ein „gene­
ratives Problem“ , weil aus der „Tradition“ des Firmen­
gründers heraus an der Fokussierung der Geschäfts­

* Der Verfasser dankt Herrn D ipl.-Ökonom  Peter Weiß und Frau 
Gertrud W ild fü r d ie kritische Durchsicht des M anuskripts.

’ Daten des Instituts für M itte lstandsforschung in Bonn.

2 Vgl. Industriekreditbank Deutsche Industriebank AG: Herausforde­
rungen und Chancen des W eltm arktes fü r d ie  W erkzeug­
m aschinenindustrie, Düsseldorf 1988, S. 26 f.

3 Wegen der begrenzten M öglichkeiten zur Stellung von dinglichen 
Sicherheiten werden m itte lständische Unternehmen bei Auslandsge­
schäften häufig nur unzureichende Finanzierungsspielräume gewährt; 
vgl. A. S c h m i d t  u.a.: Die Internationalisierung m itte lständischer 
Industrieunternehmen unter besonderer Berücksichtigung der Rolle 
der Banken, IFM-Materialien Nr. 113, Bonn 1995, S. 26 f.

4 Vgl. G. H e i d u k ,  H. R a t h :  Die Internationalisierung des Ruhr­
gebiets. Ergebnisse einer Unternehm ensbefragung. Forschungs­
projekt im Auftrag des Kommunalverbands Ruhrgebiet und des 
Ministerium s für W irtschaft, M itte lstand und Technologie des Landes 
Nordrhein-Westfalen, Duisburg 1988, S. 214 f.
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politik auf die Binnenwirtschaft oder maximal auf 
Europa festgehalten wird5.

Die genannten Faktoren behindern nicht nur das 
reine Exportgeschäft, sondern wirken sich z.T. noch 
nachteiliger bei weitergehenden Internationalisie­
rungsschritten -  z.B. beim Aufbau von Vertretungen 
und Niederlassungen im Ausland sowie von Joint­
ventures und anderen Kooperationsformen -  aus. 
Gerade diese Formen der Internationalisierung sind 
jedoch zur langfristigen Marktsicherung, zum Know- 
how- und Ausbildungstransfer sowie zur Sicherstel­
lung eines kurzfristig verfügbaren After-sales-Services 
für die Kunden vor Ort zumeist unbedingt erforderlich.

Überproportional hohe Kosten
Betriebswirtschaftlich stellen sich die besonderen 

Hemmnisse von kleinen und mittleren Unternehmen 
im Vergleich zu Großunternehmen in Form von über­
proportional hohen Transaktionskosten für Auslands­
engagements dar. Transaktionskosten sind in diesem 
Sinne Aufwendungen, die für Planung und Entschei­
dung sowie bei Aufnahme von wirtschaftlichen Aktivi­
täten im Ausland entstehen. Vereinfacht wirken sich 
diese Kosten auf den Entscheidungsprozeß in kleinen 
und mittleren Unternehmen wie fo lgt aus: Die (Rou- 
tine-)Kosten für Inlandsaktivitäten bzw. für das räum­
lich nahe Ausland werden als normaler Maßstab an­
gesehen, so daß höhere Kosten, insbesondere für 
Engagements in Übersee, häufig als „bedenklich“ und 
inakzeptabel erscheinen.

Ursache der hohen Transaktionskosten gerade bei 
Übersee-Engagements sind zunächst die quantitativ 
begrenzten personellen Ressourcen auf der Leitungs­
ebene von kleinen und mittleren Unternehmen, da 
zeitaufwendige Reiseaktivitäten die kostenintensive 
Erweiterung der Führungsebene erforderlich machen, 
um den normalen Betriebsablauf am deutschen 
Standort sicherzustellen. Zudem sind notwendige or­
ganisatorische Anpassungen und konzeptionelle Vor­
laufphasen mit einem im Vergleich zu den laufenden 
Inlandsgeschäften weit höheren Kostenaufwand ver­
bunden. Diese Kosten werden nur einem oder weni­
gen Auslandsengagements zugeschrieben, deren Er­
folg vergleichsweise unsicher erscheint. Damit führen 
Auslandsaktivitäten zu einem Fixkostensprung durch 
Personal- und allgemeine Betriebskosten, der erst in 
einer späteren Phase durch konkrete Einnahmen ge­
deckt werden kann. Hohe Unsicherheit und eine zum 
Teil geringe Risikofähigkeit bzw. -bereitschaft bei klei­

5 Vgl. F. K a u f m a n n :  Internationalisierung durch Kooperation. 
Strategien fü r m itte lständische Unternehm en, W iesbaden 1993,
S. 11 ff.

nen und mittleren Unternehmen lassen hier häufig nur 
wenig Spielraum. Dies ist nachvollziehbar, wenn man 
sich z.B. vergegenwärtigt, daß ein mittelständisches 
Unternehmen von 50 Mill. DM Jahresumsatz beim 
Aufbau einer Repräsentanz in Singapur jährliche Ko­
sten von rund 1 Mill. DM zu bewältigen hat.

Durch die tatsächlichen oder nur verm uteten 
Hemmnisse der Internationalisierung wird es den m it­
telständischen Unternehmen somit erschwert, ihre 
komparativen Vorteile innerbetrieblicher Flexibilität 
und innovativer Problemlösungen gegenüber Groß­
unternehmen im gebotenen Maße auszuspielen.

Weniger problematisch ist die Ausgangslage von 
Großunternehmen. V ielfältige Auslandsaktivitäten 
führen zu einer Degression von Internationalisierungs­
kosten, so daß der voraussichtliche Break-even-point 
für einzelne Vorhaben früher als bei mittelständischen 
Unternehmen erreicht wird. (In diesem Zusammen­
hang ist auch die Strategie japanischer Großunter­
nehmen zu erwähnen, die bei der Neueinführung von 
Produkten die Anlaufkosten auf den gesamten zu er­
wartenden Produktlebenszyklus in den einzelnen Aus­
landsmärkten verteilen und damit die Kostenbarriere 
für Neuengagements senken.)

KMU-Probleme aus theoretischer Sicht

Die strukturellen Nachteile von deutschen kleinen 
und mittleren Unternehmen bei Auslandsgeschäften 
werden in der Theorie bislang nur unzureichend ge­
würdigt. Im Licht der neoklassischen Tradition muß 
ein Unternehmen, das im Wettbewerb nicht bestehen 
kann, Platz für leistungsfähigere Konkurrenten ma­
chen. Staatliche Maßnahmen, z.B. eine „strategische 
Handelspolitik“ , werden kritisiert, da diese mit der 
Gefahr verbunden sind, daß suboptimale Unterneh­
mensstrukturen geschützt, damit Wettbewerbsnach­
teile konserviert und Ressourcen verschwendet wer­
den6.

Die Skepsis gegenüber Protektionismus und staat­
licher Subventionsbereitschaft ist angebracht, da die­
se bislang insbesondere in den westlichen Industrie­
nationen häufig zu einer nachteiligen Strukturkonser­
vierung beitrugen. Beispiele aus Ostasien zeigen aber 
auch, daß eine staatliche Beeinflussung, die sich den 
Marktmechanismen anpaßt, in die gleiche Richtung 
wie sie w irkt und diese verstärkt, durchaus positive 
Ergebnisse zeigen kann7.

6 Vgl. W. B o r c h e r t :  Strategische Handelspolitik. A lter Wein in 
neuen Schläuchen?, in: RW I-M itteilungen, 45. Jg. (1994), S. 205-220; 
K. S a u e r n h e i m e r :  Die Grundgedanken der Theorie der s tra teg i­
schen Handelspolitik, In: Hamburger Jahrbuch für W irtschafts- und 
Gesellschaftspolitik, 39. Jg. (1994), S. 375-394.
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Aber unabhängig davon, wie staatliche Eingriffe 
und öffentliche Förderung aus der Sicht der Theorie 
gesehen werden: Wenn die Internationalisierungs­
hemmnisse deutscher kleiner und mittlerer Unter­
nehmen nicht überwunden werden, dann ist damit zu 
rechnen, daß sich vermehrt ausländische Wettbewer­
ber gegen einheimische Unternehmen durchsetzen. 
Dies wird zunächst auf Drittmärkten geschehen, dann 
aber auch hier, weil die deutschen mittelständischen 
Unternehmen am Markttest und an der Marktdurch­
dringung neuer Produkte und Verfahren auf wichtigen 
Auslandsmärkten nicht teilhaben und deshalb auf 
ihren Heimatmärkten überrascht werden. Aus rein 
ordnungspolitischer und prinzip ie ll-theoretischer 
Sicht mag dies akzeptabel erscheinen, weil sich w ett­
bewerbsstärkere Unternehmen mit preisgünstigeren 
Faktorkombinationen im Sinne des Verbrauchers am 
Markt durchsetzen. Für die deutsche W irtschaft ist 
aber nicht nur Positives von einer derartigen Entwick­
lung abzuleiten, da Wachstums- und Beschäftigungs­
einbrüche größeren Ausmaßes nicht auszuschließen 
sind (und dann der heilsame Anpassungsschock erst 
in eine Phase verstärkter Verteilungskämpfe fällt, in 
der Veränderungen schwer sind).

Handlungsbedarf für die Politik
Insgesamt besteht somit ein wachsender Hand­

lungsbedarf für die Wirtschaftspolitik. Dieser ist aber 
eigenständig neben anderen Aspekten der Standort­
problematik zu sehen, deren Lösungen zu einem gro­
ßen Teil unzweifelhaft noch wichtiger sind: Die Not­
wendigkeit zur Senkung der Lohnnebenkosten, zum 
Abbau staatlicher Regulierungen, zur Erhöhung pro­
duktbezogener Forschungs- und Entwicklungsakti­
vitäten etc. hält an8.

Notwendig ist aber auch die mentale Anpassung 
und die Einsicht dahingehend, daß die Zeiten vorbei

sind, in denen Westeuropa durch den „Eisernen Vor­
hang“ vor der Konkurrenz in Osteuropa weitgehend 
geschützt war9, sich die asiatischen Länder überwie­
gend noch in einer verhaltenen Entwicklung befanden 
und zudem hohe Dollarkurse die Exporte nach Nord­
amerika belebten. Heute sind Deutschland und West­
europa offene Märkte, deren Zutrittsbarrieren wegen 
der internationalen Liberalisierungsprozesse im Rah­
men des GATT, der Revolutionen in der Informations­
technologie und anderer Faktoren wegbrechen. Hinzu 
kommt, daß Deutschland die Technologieführerschaft 
vermehrt mit anderen Ländern te ilt oder an diese ab­
gegeben hat und zudem den hohen Außenwert der 
D-Mark verkraften muß10. Deutsche kleine und mittle­
re Unternehmen brauchen deshalb besondere Hilfe, in 
dieser neuen Umwelt Schritt zu fassen und dann ei­
genständige Wege zu gehen.

Die deutsche Außenwirtschaftspolitik ist heute aber 
noch in wesentlichen Bereichen auf die Rahmenbe­
dingungen der Vergangenheit ausgerichtet, darauf, 
daß sich in einem stabilen äußeren Umfeld herausra­
gende Erzeugnisse „made in Germany“ wegen ihres 
positiven Images fast schon von selbst verkaufen. In 
diesem (fiktiven) Umfeld wäre unternehmerische Ab­
satzpolitik  vornehm lich darauf auszurichten, daß 
Nachfrager identifiziert werden (also ein „Verkäufer­
markt“ besteht). Die Notwendigkeit zur Durchsetzung 
gegen starke internationale Wettbewerber hätte man 
nur nachrangig aufzugreifen, so daß kleine und m ittle­
re Unternehmen auch keiner besonderen Unterstüt­
zung bedürften.

7 Vgl. W eltbank: The East Asian miracle. Economic grow th and pu­
b lic  policy, Oxford 1993, S. 353.

8 Siehe zur S tandortdiskussion z.B. H.-H. H ä r t e l  u.a.: Grenzüber­
schreitende Produktion und S trukturwandel. G lobalisierung der deut­
schen W irtschaft, Forschungsauftrag des Bundesw irtschaftsm in i­
steriums, Hamburg 1995; L. L i n d l e r :  Hat Deutschland ein Stand­
o rtp rob lem ?, in: D IW -W ochenbericht, 62. Jg. (1995), H. 38, 
S. 653-661; Bundesm inisterium  der Finanzen: Das S tandortsiche­
rungsgesetz, Bonn o.J.; Bundesm inisterium  fü r W irtschaft: Qualität 
des W irtschaftsstandorts Deutschland und Ansatzpunkte zur Verbes­
serung, Dokum entation Nr. 317, Bonn o.J.

9 Vgl. E. U. C l c h y :  Perspektiven des deutschen Osthandels,
Friedrich-Ebert-S tlftung, Bonn 1995, S. 11 ff.
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Das „Drei-Säulen-Modell"

Diese nur bedingt problemadäquate und nicht mehr 
zeitgemäße Auffassung schlägt sich im klassischen 
„D re i-Säulen-M odell“ der deutschen Außenw irt­
schaftspolitik nieder:

□  Der diplomatische Dienst bzw. die Botschaften un­
terstützen die deutsche W irtschaft bei der Wahrung 
ihrer Interessen in den jeweiligen Zielländern (vor­
nehmlich politisch; erste Säule).

□  Als Institutionen der W irtschaft werden die Aus­
landshandelskammern und die Delegierten bzw. die 
Repräsentanten der deutschen W irtschaft vor Ort 
tätig, die ihre Aktivitäten unternehmensnäher als der 
diplomatische Dienst gestalten und Aufgaben im 
Sinne konkreter Interessenvertretung auch für einzel­
ne Firmen verrichten können (zweite Säule).

□  Hinzu kommt die Bundesstelle für Außenhandels­
information (BfAI), die weltweit ein Korrespondenten­
netz unterhält, dessen Arbeit in vielfältige Publika­
tionen einfließt (die leider noch nicht die gebotene 
Verbreitung finden, weil dem unter anderem bis vor 
kurzem noch administrative Hürden entgegenstan­
den; dritte Säule).

Unmittelbare Förderinstrumente der Bundesregie­
rung sind lediglich Firmengemeinschaftsstände für 
Unternehmen auf Auslandsmessen (Auslandsmesse­
förderung), die Hermes-Ausfuhrversicherung und 
Bürgschaften für Direktinvestitionen im Ausland (be­
schränkt auf politische Risiken)11.

Vor allem die Messeförderung setzt problemorien­
tiert an den Transaktionskosten für Auslandsengage­
ments an, da sie die Beteiligung an Veranstaltungen 
im Ausland unterstützt. Hierbei ist neben der finanzi­
ellen Förderung häufig die organisatorische Hilfe 
durch die jeweils vom Bund und dem Messeausschuß 
der Deutschen W irtschaft (AUMA) mit der Durchfüh­
rung beauftragten Messeveranstalter von großer Be­
deutung für die kleinen und mittleren Unternehmen.

Wie wichtig Auslandsmesseförderung ist, wird in 
Studien von 1994 deutlich, die zeigen, daß sich bis zu 
einem Viertel der Exporte westdeutscher Unterneh-

10 Vgl. hierzu d ie  ins truk tive  E in le itung in den B e itrag  von 
H. J. R ö s n e r :  G lobal C om petition -  Konsequenzen fü r die 
Tarifpo litik , in: W IRTSCHAFTSDIENST, 75. Jg. (1995), H. 9, 
S. 475-483.

”  Vgl. zur außenw irtschaftlichen Förderkonzeption der Bundes­
regierung: Asien-Konzept der Bundesregierung, .Unterrichtung durch 
d ie Bundesregierung, Bundestags-Drucksache 12/6151, Bonn 1993; 
Bundesm inisterium  fü r W irtschaft: Initiativen fü r die Außenwirtschaft. 
S tandortpo litik  in einer offenen W eltw irtschaft, Dokum entation Nr. 
351, Bonn 1994; B undesm in is te r fü r W irtscha ft: B erich t des 
Bundesm in is te rs fü r W irtscha ft zur A ußenw irtscha fts fö rde rung , 
mimeo, Bonn 1996.

men auf Messebeteiligungen zurückführen lassen. 
Ohne Messeförderung würde ein weit überwiegender 
Anteil der befragten Unternehmen seine Aktivitäten im 
Ausland zurückfahren12.

Die Bundesländer -  vierte Säule

In Ermangelung einer hinreichenden Anzahl und ei­
ner angemessenen Ausgestaltung mittelstandsspezi­
fischer Förderinstrumente auf der zentralstaatlichen 
Ebene sind die Länder in den letzten Jahren vermehrt 
in die Rolle einer „vierten Säule“ der deutschen 
Außenw irtschaftspolitik hineingewachsen13. Neben 
der von diesen ebenfalls durchgeführten Messeförde­
rung bieten sie als ein weiteres Standardinstrument 
Außenwirtschaftsberatung an. Diese ermöglicht es 
den Unternehmen, ganz gezielt Transaktionskosten 
einzusparen, indem sie die geförderte Beratung in na­
hezu allen außenwirtschaftlichen Belangen in An­
spruch nehmen können14.

Zunehmende Bedeutung erlangen jedoch verschie­
dene neue und zum eist recht pragm atische 
Instrumente der Landesregierungen:

□  Deutsche Industrie- und Handelszentren (DIHZ) ge­
ben Unternehmen nicht nur die Möglichkeit, vor Ort 
im Ausland preisgünstigen Geschäftsraum in hoch­
wertigem Standard anzumieten. Hinzu kommt ein um­
fassender Beratungsservice. Baden-W ürttem berg 
und Nordrhein-Westfalen haben ein DIHZ in Singapur, 
Bayern eines in Shanghai errichtet. Weitere Häuser 
sind geplant.

□  Zu einer sehr erfolgreichen Bewegung hat sich die 
Schaffung von Firmenpools entwickelt. Gegenwärtig 
befinden sich über 20 Projekte in Planung oder bereits 
in Umsetzung. Bei Firmenpools beauftragen in der 
Regel eine oder mehrere Industrie- und Handelskam­
mern eine Person bzw. eine Institution an einem w ich­
tigen Standort im Ausland damit, bei finanzieller För­
derung durch einzelne Bundesländer für die Interes­
sen eines festen Kreises von Unternehmen tätig zu

12 Vgl. ECON-CONSULT W irtschafts- und Sozialwissenschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH, ISG Sozialforschung und Gesellschafts­
politik  GmbH: Die Erschließung neuer Märkte der m ittelständischen 
Unternehmen durch Auslandsmessen. Untersuchung im Auftrag des 
Bundesm inisterium s fü r W irtschaft, Abschlußbericht, Köln 1994, 
S. 64; H. L e g i e r  u.a.: Analyse der W irkungen der n iedersächsi­
schen Messeförderung, Bericht zu einem Gutachten im Auftrag des 
N iedersächsischen M inisterium s fü r W irtschaft, Technologie und 
Verkehr, Hannover 1994, S. 50 f.

13 Vgl. R. L e u t h n e r :  Gemeinsame Strategien zur Außenwirt­
schaftsförderung, in: Handelsblatt vom 7.5.1994.

14 Auf d ie große Bedeutung von Beratungsleistungen für m itte lstän­
dische Unternehmen hat u.a. die Zukunftskom m ission W irtschaft 
2000 in Baden-W ürttem berg hingewiesen; vgl. Zukunftskom m ission 
W irtsch a ft 2000: A u fb ruch  aus d er Krise, B erich t der
Z ukun ftskom m iss ion  W irtsch a ft 2000, e rs te llt im A u ftrag  der 
Landesregierung von Baden-W ürttem berg, S tuttgart 1993, S. 17.
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werden. (Beratung, Kontaktvermittlung und -betreu- 
ung, Interessenwahrnehmung vor Ort, Terminbeglei­
tung einschließlich Vor- und Nachbereitung)15.

Weitere Instrumente, m it denen insbesondere Nord­
rhein-Westfalen Auslandsengagements fördert, sind 
Verbundprojekte zur Förderung gemeinsamer Aus­
landsstrategien mehrerer Unternehmen16 und Bran­
cheninitiativen (z.B. im Bergbauzuliefererbereich, in 
der Nahrungsmitteltechnologie, bei den neuen Me­
dien und der Automobilzulieferindustrie), bei denen 
ein ganzer Sektor Anstöße zur Zusammenarbeit er­
hält. Brancheninitiativen und Verbundprojekte setzen 
unter Moderation staatlicher Stellen nur bedingt daran 
an, die Transaktionskosten der Unternehmen durch 
öffentliche Unterstützung zu verringern; hier steht 
mehr als bei anderen Instrumenten im Vordergrund, 
daß Unternehmenskooperationen neue Handlungs- 
spielräume für die Beteiligten freisetzen. Darüber hin­
aus übernehmen derartige Konzepte die wichtige 
Aufgabe, die „Wahrnehmungsschwelle“ von Chancen 
einer Internationalisierung zu senken17.

Fehlt es an einem „MITI-Bewußtsein“?
Der Mythos des japanischen MITI (Ministry for 

International Trade and Industry) verbindet sich mit 
den Exporterfolgen der japanischen W irtschaft in den 
letzten Jahrzehnten. Die Bewertung der MITI-Aktivitä- 
ten bzw. der Zusammenarbeit der Verantwortlichen in 
Staat und W irtschaft in Japan ist aus europäischer 
Sicht nur bedingt überschaubar; dementsprechend 
reichen die Beurteilungen der japanischen Bedingun­
gen auch von einer positiven Einschätzung bis hin zur 
eindeutigen Ablehnung. Oft wird jedoch darüber hin­
weggesehen, was eigentlich hinter der japanischen 
W irtschaftspolitik und dem MITI steht: die Bereit­
schaft zur Zusammenarbeit von Staat und Unterneh­

15 Vgl. A. H e n k e l :  M it Firmenpools auf Auslandsm ärkte. Neues 
IHK-Kooperationsm odeil h ilft Mittelstand beim M arkteinstieg, in: 
Nachrichten für Außenhandel vom 4.9.1995.

Landesreg ierung Nordrhein-W estfalen: G em einscha ftsaktion  
Industriestandort Nordrhein-W estfalen, Düsseldorf 1993.

17 Vgl. A. B o r r m a n n  u.a.: Investitionschancen und Erfahrungen 
kleiner und m ittlerer Unternehmen im asiatisch-pazifischen Raum. 
Forschungsauftrag des Bundesministeriums für W irtschaft, Kurz­
fassung, Hamburg 1996, S. 15.

18 Vgl. H. M a i e r - M a n n h a r t :  Von Japan lernen heißt Industrie­
po litik  lernen. Läßt sich das MITI nach Europa verpflanzen?, in: 
Süddeutsche Zeitung vom  15.2.1994; o . V . : Verblassender M ythos 
des japanischen M iti. Von der Industriepolitik zur Ordnungspolitik, in: 
Neue Zürcher Zeitung (Internationale Ausgabe) vom 25.12.1994; 
F. S t r e i b ,  M. E l l e r s :  Der Taifun. Japan und die Zukunft der deut­
schen Industrie, Hamburg 1994, S. 234 ff.

19 Vgl. hierzu d ie  ökonom ische Begründung einer Aufgabenverteilung
bei H. B a r t l i n g ,  A. H e m m e r s b a c h :  Technologie-und Export­
fö rderungspo litik  auf der Ebene der deutschen Bundesländer, des
Bundes oder der Europäischen Union, in: Hamburger Jahrbuch für 
W irtschafts- und Gesellschaftspolitik, 40. Jg. (1995), S. 337-366.

men sowie der Unternehmen untereinander18. Trotz 
der in der Marktwirtschaft grundsätzlich gebotenen 
eigenständigen Aufgabenwahrnehm ung einzelner 
Unternehmen und öffentlicher Stellen sind deshalb für 
Deutschland die Fragen zu stellen, welche Lehren zu 
ziehen sind oder ob gar Ansätze eines „MITI-Be- 
wußtseins“ entwickelt werden müssen. Dies kann 
folgendermaßen beantwortet werden:

□  Für staatliche Stellen ergibt sich unter Effizienz­
aspekten der Förderung die Notwendigkeit einer en­
geren Kooperation und Abstimmung der Förderaktivi­
täten von Bund und Ländern, in die in Teilbereichen 
auch die EU einzubeziehen ist19. Gegebenenfalls sind 
hierbei neue Institutionen zu gründen, wie sie im poli­
tischen Raum unter dem Begriff „Aktionsgemein­
schaft Asien-Pazifik“ diskutiert werden20.

□  Für die Unterstützung der mittelständischen Unter­
nehmen selbst leitet sich zunächst ab, daß in Zukunft 
verstärkt Kooperationen zu fördern sind, denn kleine 
und mittlere Unternehmen überwinden durch die Un­
ternehmensgrößen bedingte Nachteile auf Auslands­
märkten bzw. verringern Transaktionskosten bei ihrer 
Internationalisierung, wenn sie Potentiale der Zusam­
menarbeit erschließen21. Mit Firmenpools und Ver­
bundprojekten wurden bereits erfolgreiche Konzepte 
geschaffen, die fortzuentwickeln sind. Bei entspre­
chenden Instrumenten ist in Zukunft besonderes Au­
genmerk auf die Unterstützung der Zusammenarbeit 
der Unternehmen zu richten. Hier dürfte sich verstärkt 
eine Moderatorenrolle für die Selbstverwaltungsor­
ganisationen der W irtschaft und geeignete Berater 
(bei staatlicher Förderung) ergeben22. Es sind darüber 
hinaus Möglichkeiten einer Kooperation von m ittel­
ständischen Unternehmen mit Großunternehmen zu 
unterstützen23.

20 SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag: Grundsätze sozialdem o­
kratischer Ostasien- und Pazifik-Politik, in: Nord-Süd Info-Dienst, 
Nr. 68, 1994, S. 31-34; Fraktionen der SPD, CDU und F.D.P.: 
Deutsche Unternehmen müssen sich stärker auf den asiatischen 
W achstum sm ärkten engagieren, Änderungsantrag im nordrhein­
westfä lischen Landtag, Drucksache 11/7964 vom 8. 11. 1994.

21 Vgl. F. K a u f m a n n ,  a.a.O.; M. K r a k o w s k i  u.a.: The g loba- 
lization o f econom ic activities and the developm ent o f small and m e­
dium  sized enterprises in Germany, HW W A-Report Nr. 132, Hamburg 
1993, S. 71. Da m itte lständische Kooperationen den W ettbewerb be­
leben können, sieht hier das Gesetz gegen W ettbewerbsbeschrän­
kungen selbst bei ganz engen Formen der Zusam m enarbeit aus­
drücklich Freiräume vor; siehe hierzu auch J. B. D o n g e s :  Die 
Exportorientierung der deutschen W irtschaft. Erfahrungen, Probleme, 
Perspektiven, in: E. D i c h t l ,  O. I s s i n g  (Hrsg.): Exportnation 
Deutschland, M ünchen 1994, S. 1-25.

22 Eine andere S tra teg ie  könnte es sein, durch eine bewußte 
Konzentrationspolitik seitens des Staates mehr Unternehmen zu 
einer fü r d ie Außenwirtschaft „kritischen Größe“ hinzuführen. Dies ist 
aber nicht nur aus ordnungspolitischen Gründen abzulehnen, zu be­
denken sind zudem  m ögliche negative A usw irkungen auf das 
Beschäftigungs-, Innovations- und Flexib ilitätspotentia l von m itte l­
ständischen Unternehmen.
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□  Da aber Kooperationen auch in Zukunft nur dort 
umsetzbar sind, wo sich kooperationsfähige und ko­
operationsw illige Unternehmen zusamm enfinden, 
sind die traditionellen Instrumente der Außenwirt­
schaftsförderung ebenfalls fortzuentwickeln, die je­
weils einem einzelnen Unternehmen den Schritt auf 
Auslandsmärkte erleichtern. Hierbei ist gezielt am 
Aspekt der Transaktionskosten anzusetzen und die 
Frage zu stellen, wo durch anteilige Kostenüber­
nahme die Bereitschaft für Auslandsengagements ge­
steigert werden kann24. So wurden bisher unter ande­
rem durch Beratung allgemeine Informations- und 
Entscheidungskosten sowie durch Messeförderung 
allgemeine Markteinführungskosten verringert. Denk­
bar wäre es, die genannten Instrumente hinsichtlich 
der Anforderungen spezifischer Z ielm ärkte und 
Branchen fortzuentwickeln. Bei der Beratung ist ne­
ben der einzelfallbezogenen und zeitlich begrenzten 
Hilfe auch der Aspekt einer längerfristigen Begleitung 
(Coaching) bei konkreten Projekten zu erwägen.

Darüber hinaus bieten sich zusätzliche Hilfen z.B. 
für die Erstellung von Machbarkeitsstudien und die 
Findung von Finanzierungskonzepten für Auslands­
projekte an. Zudem sind finanzielle Maßnahmen (z.B. 
ö ffentliche Bürgschaften) zur Unterstützung des 
Unternehmenswachstums vorstellbar. Finanzierungs­
probleme stellen neben betrieblich-organisatorischen 
Engpässen eine starke Bremse bei der Internationali­
sierung von kleinen und mittleren Unternehmen dar 
und gewinnen an Bedeutung.

Partnerschaftliches Denken erforderlich

Für die Gebietskörperschaften dürfte -  neben den 
Verbänden und den Kammern -  in den nächsten Jah­
ren die Notwendigkeit wachsen, die Internationalisie­
rung der kleinen und mittleren Unternehmen zu för­
dern25. Bei den Instrumenten werden dabei neben 
Inform ations- und Gesprächsverm ittlung auch in 
Zukunft finanzielle Zuwendungen von Bedeutung 
sein, die in der marktwirtschaftlichen Ordnung einer 
kritischen Reflexion und Begründung bedürfen.

Gegen öffentliche Beihilfen wird häufig der Einwand 
erhoben, daß sie Strukturen konservieren und damit

23 Vgl. A. B o r r m a n n  u.a., a.a.O., S. 19 f.

24 Eine besondere O rientierung an der Übernahm e von Trans­
aktionskosten läßt s ich z.B. bei der französischen A ußenw irt­
schaftsförderung erkennen; vgl. S. S c h u l t z  u.a.: Die Außenwirt­
schaftsförderung der w ichtigsten Konkurrenzländer Deutschlands. 
Frankreich, Großbritannien, Japan und USA im Vergleich, Beiträge zur 
Konjunkturforschung, H. 124, Berlin 1991, S. 16 ff.

25 Vgl. Bundesverband der Deutschen Industrie e.V.: Beurteilung des
staatlichen deutschen Außenwirtschaftsförderungssystem s, Ergeb­
nisse und Empfehlungen einer Unternehm ensbefragung, Köln 1996, 
S. 4 f.

notwendige Anpassungsprozesse erschweren. Dies 
trifft jedoch im hier behandelten Zusammenhang m it­
telstandsorientierter Außenwirtschaftsförderung nur 
bedingt zu. Die Beihilfen dienen weder dazu, Struk­
turen gegen den Markt zu erhalten (Beispiel: Landwirt­
schaft), noch betriebliche Produktionsprofile in eine 
bestimmte Richtung zu lenken (Beispiel: produktbe­
zogene Technologieförderung). Vielmehr geht es dar­
um, mittelständischen Unternehmen den Schritt auf 
(Auslands-)Märkte zu erleichtern und damit den not­
wendigen Bewährungstest im internationalen Wettbe­
werbsprozeß beschleunigt herbeizuführen.

Zudem ist zu berücksichtigen, daß z.B. ein Förder­
betrag für die Teilnahme an einer Messe in Ostasien in 
Höhe von 5000 DM oder die Unterstützung einer 
außenwirtschaftlichen Consultingleistung in Höhe von 
9000 DM (genannt sind repräsentative Werte), aber 
auch der nach dem EU-Beihilferecht maximale För­
derbetrag von rund 200000 DM in drei Jahren kaum 
dazu geeignet sind, Unternehmen an einen „öffent­
lichen Tropf“ zu gewöhnen und von ihrer eigentlichen 
Aufgabe im Sinne der Bewährung im Wettbewerb ab­
zulenken. Die Bedeutung dieser Hilfen liegt vielmehr 
darin, die betrieblichen Entscheidungsgrundlagen für 
eine Internationalisierung zu stabilisieren und zu ver­
breitern sowie Unternehmen für sinnvolle (Neu-)Enga- 
gements im Ausland zu motivieren.

Bei einer verstärkten Förderung insbesondere von 
mittelständischen Kooperationen erhielte der Staat 
freilich eine aktive Rolle, die je nach Sichtweise nicht 
konfliktfrei mit dem ordnungspolitischen Verständnis 
in Deutschland und mit der Mehrheit der (klassisch­
liberalen) W irtschaftswissenschaft einhergeht. Viel­
leicht geben hier jedoch die auf ordnungspolitischem 
Pragmatismus, aber gleichwohl auf marktw irtschaftli­
chem Denken aufbauenden Exporterfolge der asia- 
tisch-pazifischen Staaten Anlaß, über die Grundlagen 
von W irtschaftstheorie und W irtschaftspo litik  in 
Deutschland nachzudenken. Letztere rühren aus einer 
Zeit her, als sich der Markt noch gegen den Staat 
durchsetzen mußte. Die aktuellen weltwirtschaftlichen 
Herausforderungen sollten jedoch Anstoß für ein neu­
es partnerschaftliches Denken sein, das den Staat 
stärker als Dienstleister in die W irtschaft einbindet -  
eine Frage freilich, die an anderer Stelle vertieft zu d is­
kutieren ist26.

26 Das staatliche Handeln g ib t freilich b is heute im m er w ieder Anlaß, 
es aus Gründen der Markteffizienz kritisch zu reflektieren. Vgl. zum 
angesprochenen Problembereich W. W. P a r k e r  (Hrsg.): Economic 
h istory and the  m odern econom ist, Oxford 1986; Byun Y o n g - s h i k :  
Ideological w ar between Asia and West, in: Korea Focus, 1993, H. 3, 
S. 75-76; W eltbank, a.a.O., S. 359.; F. F u k u y a m a :  Konfuzius und 
M ark tw irtscha ft. Der K o n flik t d e r K ulturen, M ünchen 1995, 
S. 29 ff.
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